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Der progressive Investitionswandel moderner 
Nationen führt zu volkswirtschaftlich alarmie-
renden Verhältnissen mit absehbaren einschnei-
denden Veränderungen für die etablierten Sozi-
alstaaten und ihren bewährten Demokratien. 
Dazu eine volkswirtschaftliche Betrachtung zur 
Entwicklung der öffentlichen Schulden und pri-
vaten Geldvermögen: 
 Das deutsche Sozialprodukt ist von 1991 bis 
2001 um 37 Prozent gewachsen, die Steuerein-
nahmen um 42 Prozent - und trotz dieser erheb-
lichen Steigerung der Steuereinnahmen reicht 
nach den gebetsmühlen-artigen Wiederholungen 
der Politikerkaste das Geld im öffentlichen Sek-
tor nicht. Denn in den gleichen zehn Jahren ha-
ben sich die Geldvermögen und damit zwangs-
läufig die Verschuldung des Staates verdoppelt. 
Damit stiegen auch die Zinslasten - ausweisbar 
anhand der Bankzinserträge - von 201 auf 382 
Milliarden Euro. Wären Schulden und Zinszah-
lungen nicht exponentiell, sondern parallel zur 
Wirtschaftsleistung gestiegen, also um maximal 
37 Prozent, hätten Wirtschaftsunternehmen und 
Staat heute über 100 Milliarden Euro mehr in 
den Kassen, was für die Bruttolöhne von vier 
Millionen durchschnittlich bezahlter Arbeitneh-
mer reichen würde. 
 Nach den Monatsberichten der Deutschen 
Bundesbank sind die Geldvermögen der priva-
ten Haushalte in Deutschland - ohne Sach- und 
Immobilienwerte - von 1991 bis 2000 von 2,02 
Billionen auf 3,68 Billionen Euro gestiegen. 
Mehr als eine Billion Euro fielen dabei durch 
leistungsfreien Zinsgewinn ab. Die privaten 
Haushalte besaßen im Jahr 2005 ein Vermögen 

von 4,26 Billionen Euro, 180 Milliarden mehr als 
im Jahr 2004, wie die Postbank AG am 
20.07.2006 berichtete. Ein genauerer Einblick in 
die Reichtumsverhältnisse sind den Ökonomen 
und Soziologen aus guten Gründen jedoch ver-
sperrt. In Deutschland wird absichtlich nicht aus-
gewiesen, wie die Produktionsmittel auf die 
Haushalte verteilt sind. Es gibt nach wie vor kei-
ne transparenten Vermögensstatistiken. 
 Pauschal gesehen verfügen bei uns 0,5 Pro-
zent der Bevölkerung über 25 Prozent des priva-
ten Geldvermögens, die 20 Reichsten in 
Deutschland besitzen 127 Milliarden Euro. 
 In der Studie „German Wealth Report 
2000“ spüren Cap Gemini und die Investment-
bank Merrill Lynch den kapitalschmarotzenden 
Millionären nach. Ihr Ergebnis: Es gab im Jahr 
2005 in Deutschland 767.000 Euro-Millionäre 
(Steigerung um 0,9 Prozent zum Vorjahr). Deut-
lich mehr als die oberen Zehntausend, und doch 
ein reichlich exklusiver Club. Insgesamt spielt al-
so weniger als ein Prozent der erwachsenen Be-
völkerung in dieser Liga mit. Zusammen verfügt 
diese Gruppe über 25,7 Prozent des gesamten 
deutschen Vermögens. Diese Konzentration wird 
sich systembedingt immer rascher weiter zuspit-
zen. Denn echter Reichtum bringt wieder neuen 
hervor. Jede Familie, die von einer Million Euro 
Vermögen lebt, bringt es unter marktgerechten 
Umständen auf annähernd 10.000 Euro Kapital-
rendite im Monat. Das entspricht einem Stun-
denlohn von gut 62 Euro brutto - ohne Arbeit. 
 Das Prinzip des Gewinns, aus dem mehr 
Gewinn wird, kann irgendwann zum persönli-
chen Überdruss führen, weil dem entfesselten 
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kapitalistischen System irgendwann der Sinn ab-
handen kommt. Dem US-Milliardär Warren Buf-
fett erging es so. So erfolgreich war er beim 
Geldanhäufen, dass er sich unlängst von 80 Pro-
zent seines Privatvermögens trennte. Er hat es 
einfach verschenkt - an Microsoft-Gründer Bill 
Gates, der es nun in seiner Stiftung für wohltäti-
ge Zwecke anlegen soll. Es geht um 37 von ins-
gesamt 44 Milliarden Dollar, in deren Besitz Buf-
fett offenbar keinen Sinn mehr sah. Ein modera-
ter Zinssatz von 6 Prozent führt dazu, dass die 7 
restlichen Milliarden Dollar auf Buffetts Privat-
konten ihm pro Jahr 420 zusätzliche Millionen 
einbringen. Diese Geldvermehrung findet statt, 
ohne dass der Besitzer noch irgendetwas tun 
müsste. Und angenommen, globale Schicksals-
schläge führten dazu, dass Buffetts Restvermö-
gen zu 99 Prozent vernichtet würde, so blieben 
doch immer noch 70 Millionen Dollar übrig, die 
jährlich 4,2 Millionen frisches Geld hervorbräch-
ten. 
 Indem Buffett das meiste Geld verschenkt, 
erklärt er implizit, dass es für ihn keinen Nutzen 
mehr bringt -jenseits des Vermögens, das er oh-
nehin besitzt. Dieses Eingeständnis ist interessant, 
weil es die Logik des materiellen Wertesystems 
der europäisch inspirierten Welt in Frage stellt. 
Der Kapitalismus bezieht seine Kraft aus dem 
Versprechen, den individuellen, ökonomischen 
Gewinn und damit Nutzen für die Gestaltung 
des eigenen Lebens permanent zu steigern. Of-
fenbar führt sich diese Logik ab einem bestimm-
ten Punkt aber selbst ad absurdum. Sie läuft leer. 
Noch mehr potenzieller Nutzen, mit noch mehr 
Geld finanziert, scheint dann keinen zusätzlichen 
praktischen Nutzen für das individuelle Wohl 
mehr zu haben. 
 Wer ein großes Vermögen hat, kann damit 
leistungs- und mühelos gute und sichere Rendite 
erzielen, denn Reichtum reproduziert sich. Und 
zahllose wirklich Reiche und Vermögende par-
ken ihre Gelder ganz legal in zahlreichen Steuer-
oasen weltweit. Etwa elf Billionen Euro sind 
nach aktuellen Schätzungen einiger NGOs dort 
vor nationalen Finanzbehörden versteckt. 
 Egal welche herkömmlichen Werkzeuge un-
sere Staats- und Systemlenker noch aus dem Hut 
zaubern, können sie eine grundlegende Sache in 
unserem Wirtschaftssystem ohne genaueres Ver-
ständnis der Hintergründe einfach nicht ändern. 

Und das ist die Umverteilung des Kapitalvermö-
gens von Arm zu Reich - die aber mehr system-
immanent und weniger eine Frage politischen 
Willens ist. Das Bruttoinlandsprodukt, die Sum-
me aller Werte der produzierten Güter und 
Dienstleistungen wird aufgeteilt: Zum einen für 
geleistete Arbeit, das Arbeitseinkommen, zum 
anderen für als Investitionen zur Verfügung ge-
stelltes Kapital, das Kapitaleinkommen. Das Ka-
pital aber unterliegt in weiten Teilen einer festen 
Verzinsung. So werden mehrere Billionen Euro 
von deutschen Sparkonten oder in Form von 
Anleihen zu festen Zinssätzen verliehen. 
 Jeder Euro, den der Bund zahlt, steigert bei 
den Gläubigern das Vermögen, sie re-investieren 
es und erzielen im Jahr darauf noch höhere Ein-
kommen. Ergo wachsen die Kapitaleinkommen 
unaufhörlich und unermesslich weiter. Wächst 
aber das BIP nicht, so bedeutet das, dass die Ar-
beitseinkommen sinken müssen, denn wir kön-
nen nur verteilen, was wir produzieren. Der 
volkswirtschaftliche Kuchen kann nur einmal 
verteilt werden. Werden die einen Stücke grö-
ßer, werden die anderen kleiner. 
 Genau an dem Punkt sind wir jetzt, erkenn-
bar an sinkenden Löhnen, drastischem Zurück-
fahren der Arbeitslosenhilfen und herben Ein-
schnitten in den allgemeinen Sozialleistungen. 
Die Politik vollzieht hier unbewusst das, wozu 
das ständig anwachsende Kapital sie zwingt: Ar-
beit durch Kapital zu substituieren, mit dem Ef-
fekt, dass breite Bevölkerungsschichten immer 
schneller verarmen werden. 
 Die Europäische Union hat Armut exakt de-
finiert. Schon 2001 verabschiedeten der Rat und 
das Parlament der EU ein Aktionsprogramm 
„zur Förderung der Zusammenarbeit der Mit-
gliedstaaten bei der Bekämpfung der sozialen 
Ausgrenzung“. Als eine der vielen Maßnahmen 
wird darin die Entwicklung gemeinsamer Indika-
toren zur Erfassung von Armut und Ausgrenzung 
beschlossen, darunter ganz zentral die verbindli-
che Definition einer Armutsgrenze. 
 Der gemeinsame Indikator ist inzwischen 
festgelegt. Demnach liegt die Armutsgrenze bei 
60 Prozent des monatlichen Nettoäquivalenz-
einkommens. Dieses Wort bezeichnet das unter 
Bedarfsgesichtspunkten ermittelte Pro-Kopf-
Einkommen. Es gilt für einen Einpersonen-
Haushalt beziehungsweise für die erste Person 
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eines mehrköpfigen Haushalts. Jede weitere Per-
son über 14 Jahren schlägt mit der Hälfte zu Bu-
che, Kinder unter 14 Jahren mit 30 Prozent. Um 
Verzerrungen durch die Extreme zu vermeiden, 
werden jeweils die oberen und unteren 10 Pro-
zent der Skala nicht berücksichtigt. Für die alten 
Bundesländer hat das Statistische Bundesamt für 
2002 ein Nettoäquivalenzeinkommen von 1.217 
Euro errechnet, für den Osten 1.008 Euro. Dem-
nach lag 2002 die Armutsgrenze im Westen bei 
730,20 Euro, in Ostdeutschland bei 604,80 Eu-
ro. 
 Hartz IV bedeutet zwar nicht für alle, aber 
doch für die meisten Betroffenen, dass sie mit ih-
rem Einkommen noch unter der EU-
Armutsgrenze liegen. Für den allein stehenden 
ALG-II-Empfänger in Westdeutschland sieht die 
Rechnung zum Beispiel folgendermaßen aus: Er 
erhält 347 Euro Regelleistung, dazu 317 Euro 
Unterkunftskosten. Diese 317 Euro werden in 
Musterrechnungen des Bundeswirtschaftsministe-
riums als Durchschnitt für „angemessene“ 
Wohnkosten eingesetzt. Macht zusammen 662 
Euro. Damit liegt der Betreffende 68,20 Euro 
unter der Armutsgrenze. Bei einer „Bedarfsge-
meinschaft“ von zwei Erwachsenen verläuft die 
Armutsgrenze bei 1.095,30 Euro (730 Euro für 
die erste Person und 364 Euro für die zweite). 
Demgegenüber kommen sie mit ALG II nur auf 
1.035 Euro und liegen damit ebenfalls unter der 
EU-Armutsgrenze - ihnen fehlen 60 Euro. Unter 
Rot-Grün ist der Anteil der Armen an der Bevöl-
kerung von 12,1 Prozent auf 13,5 Prozent gestie-
gen. 
 Es ist an der Zeit, laut darüber nachzuden-
ken, warum bei ausbleibendem Wachstum die 
im Verborgenen bleibenden Kapitalgeber es als 
selbstverständlich ansehen, dass ihnen auch in 
allgemein wirtschaftlich schlechteren Zeiten jähr-
lich mehr und mehr Zinsen zufließen, ihr Anteil 
am volkswirtschaftlichen Kuchen also exponen-
tiell wächst, während die arbeitende, leistende 
Bevölkerung - also Arbeiter und Unternehmer - 
sich um einen immer kleiner werdenden Anteil 
streiten sollen? Hier liegt einer der ursächlichsten 
Systemfehler, der ziemlich einfach dadurch be-
hoben werden könnte, dass der Kapitalmarkt-
zins stets unterhalb der Wachstumsrate des 
Volkseinkommens zu bleiben hat. 
 Ausgehend vom Volkseinkommen hat sich 

in den letzten drei Jahren das Arbeitnehmerent-
gelt von 1.129 auf 1.132 Mrd. Euro, also um 
0,27% erhöht, während Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen von 422 auf 484 Mrd. 
Euro, das heißt um 14,7% gestiegen sind. Ob-
wohl die Divergenz hier offensichtlich ist, wollen 
Lobbyisten die seit nahezu zwei Jahrzehnten 
stagnierenden Einkommen der Lohnabhängigen 
weiter drastisch schmälern. Zurzeit werden mal 
wieder die als „Lohnnebenkosten“ verunglimpf-
ten Standortkosten als Jobkiller durchs Dorf ge-
jagt. Jeder Prozentpunkt weniger würde 
100.000 Jobs schaffen, heißt es von der Arbeit-
geberseite (BDA-Präsidenten). Schauen wir uns 
diese dreiste Behauptung etwas näher an: Die 
Gesamtkosten (G) zur Herstellung eines Produkts 
betragen z.B. 100 Euro. Nach McKinsey und der 
Zeit beläuft sich der Anteil der darin enthaltenen 
Personalkosten (P) auf etwa ein Fünftel, 90% 
dieser Personalkosten sind Lohn (L) inklusive 
Lohnnebenkosten. Darin ist der Arbeitgeberan-
teil (AG) an der Sozialversicherung als knappes 
Fünftel des Bruttolohns enthalten. Um wie viel 
verbilligt sich die Herstellung, wenn die Arbeits-
losenversicherung um einen Prozentpunkt sinkt? 
Lösung: Die Gesamtkosten sinken um 3 Cent! (G 
= 100, P = 0,2G, L = 0,9P, AG = L/1,2*0,2 Er-
sparnis =1 %AG) 
 Arbeitskosten werden von der Arbeitgeber-
seite, „wissenschaftlich“ gestützt vom arbeitge-
bernahen Institut der  deutschen Wirtschaft, 
immer wieder als Kampfmittel zur Senkung der 
Löhne ins Feld geführt. Für die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit sind jedoch viel entschei-
dender die Lohnstückkosten, also die Kombina-
tion der Arbeitskosten mit der Produktivität. 
Beim Lohnstückkosten-Index liegt Deutschland 
aber eher am Tabellenende, was demnach auch 
die Erfolge der Exportindustrie erklärt. Die Löh-
ne fallen in Deutschland - anders als in allen an-
deren Industriestaaten - nun schon seit Jahren 
hinter den Produktivitätsanstieg zurück. Das Er-
gebnis sind fallende Lohnstückkosten und, ne-
benbei bemerkt, ein Wirtschaftsaufschwung, von 
dem allein die Exportindustrie profitiert, die 
breite Masse aber rein gar nichts hat. 
 Ein weiteres aktuelles Beispiel zu den immer 
größer werdenden Obszönitäten deutscher Un-
ternehmenskultur: Obwohl die Deutsche Bank 
2004 ihren Jahresüberschuss gegenüber dem 
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Vorjahr um 87% auf 2.546 Millionen Euro stei-
gern konnte, sollen nun weltweit 6.400 Arbeits-
plätze abgebaut werden. Es wird das Ziel ver-
folgt, durch die Reduzierung der Personalkosten 
die Eigenkapitalrendite auf 25% vor Steuern zu 
erhöhen. Dem Artikel 14 (2) Grundgesetz, „Ei-
gentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich 
dem Wohle der Allgemeinheit dienen“, fühlen 
sich Manager und Aktionäre offenkundig wider-
rechtlich nicht verpflichtet. 
 Die Ideologie des globalen Marktstaates hat 
die Köpfe so weitgehend imprägniert, dass der 
Bruch mit der bürgerlich-kapitalistischen Moder-
ne, den Hartz IV bedeutet, fast unbemerkt 
durchging. Auch wenn Legitimationsfragen vor 
allem intellektuelle Diskurse füttern, ist verwun-
derlich, dass die Kategorien „Armut“ und „Be-
dürftigkeit“ in die offizielle Sprache zurückge-
kehrt sind - ganz ohne Scham. Damit werden 
200 Jahre gesellschaftliche Entwicklung seman-
tisch durchgestrichen. Der Konsens, der die deut-
sche Gesellschaft zusammengehalten hat, beruh-
te nicht nur auf dem Wohlstandsgewinn aller 
Klassen, sondern auch auf dem Versprechen: 
Vollbeschäftigungspolitik und Rationalisierung 
ermöglichen „gute Arbeit“ für alle. „Humanisie-
rung der Arbeit“ hieß das. Dass das Sozialpro-
dukt stetig wächst, aber die Lohnquote sinkt, die 
Arbeitszeit steigt und die Ungleichheit größer 
wird, verstößt gegen historisch erworbenes Ge-
rechtigkeitsempfinden. 
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